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Wirtschaftliche Ums ch a u

nicht zur Verfügung stellen, und deshalb bleibt die Heranziehung der Angel¬
sachse» unumgänglich.

Wohin die Unbekümmertheit der Siegermächte ein unglückliches Volk treiben
kann, das ergeben die trostlosen Zustände in Österreich. Der tüchtige Minister¬
präsident Schober ist gestürzt worden, hat aber die Regierung wieder über¬
nommen, was die beste Lösung der Krise darstellt. Der in der Not geschlossene
Vertrag von Sana war freilich ein sehr bedenklicher Schritt, der Osterreich dem
tschechischen Imperialismus ausliefern kann. Auch der Kredit, den England in
Aussicht stellt, bedeutet keine dauernde Abhilfe: Ebenso wie die deutsche Ent-
schädiguugSleistung nur in durchgreifender Weise, nicht auf kurze Frist, behandelt
werden kann, vermag Osterreich allein der Anschluß an das Deutsche Reich zu
helfen, der national wie wirtschaftlich naturnotwendig ist, nachdem die Entente
selber das alte Osterreich zertrümmert und ein lebensunfähiges Staatsgebilde wie
Deutsch-Österreichkünstlich geschaffen hat. B, G. von Wesen do»r

Wirtschaftliche Umschau
Von Chr. Stöhr, Berlin

Ohne dabei zu vergessen, daß bei Be¬
urteilung der kvniplizierten, von vielen Faktoren
beeinflußten wirtschaftlichen Erscheinungen
und Verhältnisse der „Absolutismus der
Lösungen" ausgeschlossen ist, kann man doch
im Hinblick auf die gegenwärtige wirtschaft¬
liche Lage Deutschlands feststellen, daß sie
ausschlaggebend von zwei nach entgegen¬
gesetzten Richtungen ziehenden Kräftegruppen
bestimmt wird, deren eine sich als die franzö¬
sische, die andere als die anglo-amerikanische
Auffassung von der künftigen Gestaltung
der Welt darstellt. Während die angel¬
sächsische Gruppe schon offiziell die Über¬
zeugung vertritt, daß die unbefriedigende
Wirtschaftslage aller Völker nur durch schnelle
Wiederherstellung der früheren weltwirtschaft¬
lichen Beziehungen von Land zu Land zu
bannen ist, daß der Versailler Vertrag uud
seine Ausführungsbestimmungen in den
Teilen, welche sich als schwere Hemmungen
der wirtschaftlichenGesundung der besiegten
Völker entgegenstellen, einer neuen Inter¬
pretation bedürfen, besteht die französische
Gruppe aus anscheinend rein politischen
Gründen gegenwärtig wieder starr auf den
Friedensvertrag. Die Resultante dieser beiden
Kräfte ist für die jeweilige Gestaltung der
wirtschaftlichen Lage Deutschlands von so

einschneidender Bedeutung, daß die übrigen
gestaltendenFaktoren (die deutsche Wirtschafts¬
politik z. B>) an Einfluß ganz wesentlich
verlieren müssen. Sie ist auch eine der
Hauptbestimmungsgründe für den Preis des
deutschen Geldes ini Auslande geworden,
dessen wirtschaftliche Entstehungsursachen
während des Krieges und später nur ganz
schwach funktionieren konnten, und der längst
das Produkt eines kaum zu entwirrenden
Knäuels von Faktoren Politischer, finanzieller,
wirtschaftlicher und psychologischerArt ge¬
worden ist, welche dauernd zugleich mitwirkend
sich im Hinblick auf ihre Bedeutung oft und
schnell umgruppieren, von denen aber die
politischen die weitaus vornehmsten sind.

Die Ausführungen des englischen Professors
Kehnes in seinem neuen Buche lievisicm
c>k ttie 'l'reat^", nach denen in den „inneren
Zirkeln" der Entente über die Unerfüllbarkeit
des Londoner Ultimatums nicht der geringste
Zweifel besteht, bekräftigen, was man in
Deutschland längst wußte, daß nämlich eine
deutsche Erklärung der völligen Zahlungs¬
unfähigkeit besonders der französischen Politik
wegen der damit gebotenen Gelegenheit zu
neuen Maßnahmen nicht unsympathisch gewesen
wäre. Es hat dem „rechtsdrehenden statischen
Moment", der englischen Politik, welche
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erkannt hat, daß Deutschlands Not auch die¬
jenige Englands ist, grosze Mühe gekostet, in
Cannes eine vorläufige Erledigung des
ReparationSProblems herbeizuführen. Gegen¬
wärtig bahnt sich wieder ein neuer Gleich¬
gewichtszustand an zwischen den beiden
Kräften, die Deutschlands Schicksal bestimmen.
Die von Poincarö geführte französische Politik
hat fester als je ihr Ziel der politischenund
wirtschaftlichen Hegemonie in Europa ins
Auge gefaßt, und deutlicher als je sind aus
den Reden der englischen und amerikanischen
Staatsmänner die Gegensätze zu ihrem
Bundesgenossenhervorgetreten. Bei der be¬
kannten' Energie des neuen Chefs der
französischen.Regierung darf man sich auf
unliebsame Überraschungen vorbereiten; auf
die Dauer wird sich Frankreich aber der
Politik seiner Gegenspieler, welche zugleich
die Bedürfnisse der weitaus größten Zahl
der Volkswirtschaften vertritt, nicht wider¬
setzen können.

Die Abmachungen von Cannes stellen
den bisher letzten formulierten Status des
Kräfteverhältnisses zwischen dem links- und
dem rechtsdrehenden statischen Moment dar
'.uid haben für daS auf der schiefen Ebene
hi»- und hergezogene Deutschland vorläufig
eine neue Gleichgewichtslagegeschaffen, der
Rechnung zu trage» sür das deutsche Volk
die Hauptfrage des Tages ist. Ob nach
Beendigung des Provisoriums endlich das
gesamte Reparationsproblem einer Lösung
zugeführt werden soll, ist völlig unbestimmt
und wenig wahrscheinlich. Was die in
Cannes festgesetztenregelmäßigen deutschen
Zahlungen von 31 Millionen Goldmark je
Dekade angeht, so hat es den Anschein, als
ob sie zunächst noch ohne große Er¬
schütterungen des Devisenmarktes geleistet
werden können. Die Erfüllung der übrigen
Bedingungen von Cannes, Ansvalanzierung
des Budgets und Einschränkung des Noten¬
umlaufes, wird aber aller Steucrwilligkeit
zum Trotz so lange unmöglich sein, bis die
von außen kommenden Ursachen der dauern¬
den Schwankungen der Rechnungseinheit,
der Reichsmark, abgestellt werden. Der
deutsche Etat für das Jahr 1922 schließt
mit einem ungedeckten Fehlbetrag von
224 331 Milliarden Mark. Der ordentliche
Haushalt ergibt 18 Milliarden Mark Über¬
schuß, die zur Reparation verwandt werden
sollen, im außerordentlichen Haushalt sind
3,1 Milliarden Zuschuß erforderlich, die Be¬
triebsverwaltungen weisen 11015 Mark
Fehlbetrag auf. Für die Ausführung des
Friedensvertrages sind 223 196 Milliarden
Mark vorgesehen, von denen bisher nur

18 Milliarden gedeckt sind. Nach schwierigen
Verhandlungen mit den Parteion hat die
Regierung das Recht erhallen, von den
deutschen Erworbsständen in Form einer
Zwangsanleihe 1 Milliarde Golomark (etwa
45-60 Milliarden Mary zu erheben. Aus
dieser Summe soll in erster Linie der außer¬
ordentliche Etat balanziert und der Haupt¬
teil (also etwa 42—43 Milliarden Mark)
dem Reparationshaushalt zugeschrieben
werden, die dann immer noch fehlende
Summe von etwa 180 Milliarden Mark
hofft die Regierung aus den neuen Steuern
zu gewinnen, die möglichst bald vom Reichs¬
tage verabschiedet werben sollen. Die Be¬
triebsverwaltungen erhalten nichts aus der
Zwangsanleihe, sondern sollen sich durch ge¬
eignete Maßnahmen selbst rentabel machen.
— Um die unbegrenzteAusgabe neuer Noten
einzuschränkenund die Finanzverwaltung zu
zwingen, die Deckung des Finanzbedarfes
ausschließlichin Steuern zu suchen, soll das
Verhältnis der deutschen Reichsbank zur Re¬
gierung auf eine neue Grundlage gestellt
werden, insbesondere soll die Neichsbank
von der Verpflichtung befreit werden, die
Reichsschatzwechsol ohne Einschränkunggegen
Noten anzunehmen. Um einer englischen
Forderung nach Erhöhung der Produktions¬
kosten in Deutschland nachzukommen,müssen
die Tarife der Eisenbahn und der Post so¬
wie die Preise für Kohlen und Getreide be¬
deutend heraufgesetzt werden, wodurch dem
deutschen Volke die Lebenshaltung immer
mehr verteuert wird. Die deutsche Einfuhr,
besonders die von Lebensmitteln, geht der
Menge nach seit drei Monaten stark zurück,
während die Einsuhrwerte steigen, die Aus¬
fuhr ist nach Menge und Wert ein wenig
gestiegen, so daß sich sür den Monat De¬
zember dem Werte nach ein kleiner Ausfuhr-,
der Menge nach ein Einfuhrüberschuß von
1,S Millionen Doppelzentner ergibt. Trotz¬
dem bleibt die Handels- und die Zahlungs¬
bilanz für 1921 hoffnungslos Passiv. Wie
unter diesen Umständen der Ausgabe neuer
Noten Einhalt geboten werden soll, ist schwer
zu sagen. Der Wert der deutschen Zahlungs¬
mittel am Dollar gemessen, der sich nach dem
Rücktritt Briands (in Gemeinschaft mit dem
des Franken) ziemlich scharf gesenkt hatte,
schwankt jetzt hin und her. Die Ablehnung
der Einladung nach Genua, sowie die Tat¬
sache, daß sich in New Uork der Wert der
europäischen Valuten fast immer in gleicher
Richtung verändert, beweist von neuem, daß
man in den Vereinigten Staaten die euro¬
päische Frage jetzt als ein Ganzes und nicht
unter dem Gesichtspunkt einzelner Staaten
ansieht.
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